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Umwandlung Gemeindekorporation Kraftwerk Chur Sand 

(GKC) in eine selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt 

ENERGIE SAND 

Antrag 

1. Die Umwandlung der Gemeindekorporation Kraftwerk Chur Sand (GKC) in die selbst-

ständige öffentlich-rechtliche Anstalt ENERGIE SAND wird genehmigt. 

2. Die Genehmigung über den Erlass des neuen Gesetzes über die ENERGIE SAND ge-

mäss Ziffer 1 untersteht gestützt auf Art. 11 lit. a Stadtverfassung (RB 111) dem obligato-

rischen Referendum. 

Zusammenfassung 

Das Kraftwerk Chur-Sand stützt sich auf Konzessionen aus den frühen 1980er-Jahren und 

wird heute von der Gemeindekorporation GKC getragen, die ursprünglich aus acht Ge-

meinden bestand. Durch verschiedene Gemeindefusionen hat sich dieser Kreis im Laufe 

der Zeit auf drei Gemeinden reduziert. Die bestehenden Strukturen der GKC entsprechen 

jedoch weder der heutigen Gemeindelandschaft noch den stark gewachsenen Anforderun-

gen im Elektrizitätsbereich. Neue gesetzliche Vorgaben, zunehmende Komplexität und der 

Bedarf an raschen, fachlich fundierten Entscheidungen verlangen nach professionelleren 

und flexibleren Organisationsformen. Im Rahmen der Überprüfung der Statuten zeigte sich, 

dass eine einfache Revision nicht ausreicht. Stattdessen soll die GKC in eine selbständige 

öffentlich-rechtliche Anstalt überführt werden, die ENERGIE SAND. Diese neue Organisa-

tion gewährleistet weiterhin das Eigentum und die Oberaufsicht der Gemeinden, schafft 
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aber gleichzeitig moderne Corporate-Governance-Strukturen und eine höhere unternehme-

rische Handlungsfähigkeit. Die ENERGIE SAND wird durch ein gemeinsames Gesetz der 

Partnergemeinden geschaffen und erhält eine Organisationsstruktur, die jener einer Akti-

engesellschaft ähnelt, bestehend aus Eignerversammlung, Verwaltungsrat, Geschäftslei-

tung und Revisionsstelle. Damit entsteht eine zeitgemässe, effiziente und zukunftsfähige 

Trägerschaft für den Betrieb des Kraftwerks Chur-Sand. 
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Bericht 

1. Ausgangslage 

Das Kraftwerk Chur-Sand wird gestützt auf Wassernutzungskonzessionen aus den 

Jahren 1981 und 1984 der damaligen acht Gemeinden Lüen, Castiel, Calfreisen, 

Maladers, Tschiertschen, Praden, Churwalden und Chur. Die Gemeinden Lüen, Castiel, 

Calfreisen, Maladers, Praden, Churwalden und Chur haben sich 1981 zur 

Gemeindekorporation Kraftwerk Chur-Sand (GKC) zusammengeschlossen. Diese hat die 

IBC mit der Geschäfts- und Betriebsführung beauftragt. 

An der Sandstrasse in Chur steht eine Kraftwerkzentrale, in der die Wasserkraft der 

Plessur und der Rabiosa genutzt werden, um sauberen, erneuerbaren Strom zu 

erzeugen. Die Wurzeln dieses Wasserkraftwerkes reichen bis ins Jahr 1861 zurück. 1901 

wurde dann die heutige Kraftwerkzentrale an der Sandstrasse gebaut, die das Wasser 

der Rabiosa nutzte. Der letzte Umbau aller drei Maschinengruppen inklusive der 

Hilfsbetriebe erfolgte zwischen 2009 und 2012. Seither beträgt die Jahresproduktion rund 

53 GWh, was rund einem Viertel des Strombedarfs der Stadt Chur entspricht. 

2. Veränderte Verhältnisse 

2.1 Gemeindefusionen 

Die gegenwärtigen Statuten der Gemeindekorporation Chur-Sand (GKC) stammen aus 

dem Jahr 1981. Wegen der stark reduzierten Anzahl an Konzessionsgemeinden (von 

acht auf heute drei) und wegen der stark veränderten elektrizitätsrechtlichen und 

elektrizitätswirtschaftlichen Anforderungen wären die Statuten der GKC ohnehin 

anzupassen und in den drei Konzessionsgemeinden der Stimmbevölkerung zur 

Abstimmung vorzulegen.  

2.2 Umwälzungen im Elektrizitätsbereich 

Die Konzessionsgemeinden haben sich intensiv mit elektrizitätspolitischen und 

fachtechnischen Fragen im Bereich der Stromversorgung auseinanderzusetzen. Die 

starken Umwälzungen im Elektrizitätsbereich bewirken nämlich laufend neue gesetzliche 

Vorgaben. Diese Regularien werden umfassender und komplexer. Die Anzahl und 

Komplexität der Aufgaben, das zwingend erforderliche Fachwissen sowie der deutlich 

gestiegene Zeitbedarf für die Aufgabenerledigung erfordert heute eine hohe 
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Professionalität. Und dies nicht nur auf der operativen Ebene. Auch die strategische 

Ebene muss sich fortlaufend mit den elektrizitätspolitischen Entwicklungen 

auseinandersetzen, was wegen der erwähnten Komplexität zeitintensiv ist und wegen 

der Volatilität mitunter rasche Entscheidungen erfordert. 

2.3 Zeitgemässe Strukturen 

Im Zuge der Revisionsarbeiten hat sich aber gezeigt, dass zur Gewährleistung 

zukunftstauglicher Strukturen die Überführung der GKC in eine neue selbständige 

öffentlich-rechtliche Anstalt (SÖRA) zweckmässig ist. Um im vorerwähnten volatilen 

Umfeld bestehen zu können, ist unternehmerische Flexibilität erforderlich. Dies bedingt 

unternehmerische Strukturen, die zeitgerechte Entscheidungen ermöglichen. Die Struktur 

mit der gegenwärtigen Gemeindekorporation erweisen sich diesbezüglich als schwer-

fällig. Weil wegen erforderlicher Anpassungen am GKC-Statut in den 

Konzessionsgemeinden ohnehin Abstimmungen durchzuführen sind, ist es angezeigt, 

zeitgemässe Strukturen zu schaffen. Dabei sollten insbesondere nachfolgende Kriterien 

so gut als möglich erfüllt werden können: 

• Professionelle und zweckmässige Strukturen (Corporate Governance-Prinzipien) 

• Das Eigentum der Gemeinden und die Aufsicht durch die Gemeinden muss 

gewährleistet bleiben 

• Die neue Organisation muss eigenständig Trägerin von Rechten und Pflichten sein 

• Die unternehmerische Handlungsfähigkeit muss gewährleistet sein  

3. Umsetzung 

3.1 Gesetz über die ENERGIE SAND 

Die ENERGIE SAND wird durch ein entsprechendes Gesetz errichtet, dem alle 

Partnergemeinden zustimmen müssen. Das Gesetz definiert den Zweck der ENERGIE 

SAND und deren Aufgaben. Geregelt werden auch die Aufsicht, die Organisation und 

Führung, die Organe, die Finanzierung, die Rechtsetzungsbefugnisse, die 

Rechtsbeziehungen und die Haftung.  
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Keine Änderungen für die Gemeinden erfahren folgende Aspekte: 

• Folgende Beteiligungsquoten der Gemeinden: 

Arosa 10.21 % 

Churwalden 8.46 % 

Chur 81.33 % 

Total 100.00 % 

• Die Ansprüche der Gemeinden auf Gratis-, Beteiligungs- und Zusatzenergie. 

• Die Vorteile und Risiken aus der Nutzung der Gratis- und Beteiligungsenergie 

verbleiben wie bisher bei den Gemeinden. 

Da die ENERGIE SAND ein verselbständigtes Verwaltungsorgan der Gemeinden ist, 

verbleibt die Oberaufsicht bei den Vorständen der beteiligten Gemeinden. Es wäre 

indessen ineffizient und schwerfällig, die Aufsicht vollumfänglich bei allen 

Gemeindevorständen zu belassen. Deshalb ist vorgesehen, die Aufsicht aufzuteilen. Die 

zentralsten Aufsichtsaufgaben verbleiben bei den Gemeindevorständen, währenddessen 

alle anderen Aufsichtsfunktionen der Eignerversammlung übertragen werden. 

3.2 Organe der ENERGIE SAND 

Die Organe der ENERGIE SAND entsprechen denjenigen einer Aktiengesellschaft (mit 

Ausnahme der Generalversammlung) und sie bestehen aus der Eignerversammlung, 

dem Verwaltungsrat, der Betriebs- und Geschäftsleitung sowie der Revisionsstelle. Die 

Gesellschaft ist nach ökonomischen und ökologischen Grundsätzen zu führen und in 

ihrer Organisation und Betriebsführung selbständig. Diese müssen aber den anerkannten 

Grundsätzen der guten Unternehmensführung („Corporate Governance“) genügen. 

4. Fazit 

Die Überführung der GKC in die selbständige öffentlich‑rechtliche Anstalt ENERGIE 

SAND stellt einen klaren energie‑ und finanzpolitischen Modernisierungsschritt dar, der 

die Organisation als regionale Produzentin erneuerbarer Energie nachhaltig stärkt. Durch 

die neuen, professionellen Strukturen nach anerkannten Corporate‑Governance‑Grunds-

ätzen wird die Entscheidungs‑ und Steuerungsfähigkeit deutlich verbessert, ohne dass 

die Gemeinden ihre Eigentümerrolle oder ihre Ansprüche verlieren. Finanzpolitisch profi-

tieren die Gemeinden von transparenteren Führungs‑ und Kontrollmechanismen, klaren 

Verantwortlichkeiten und einer effizienteren Organisation, die Investitionen, Kosten und 
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Risiken besser steuern kann. Gleichzeitig bleiben die Erträge aus der Stromproduktion 

gesichert, während die Risiken des volatilen Strommarkts durch eine fachlich gestärkte 

Führung besser bewältigt werden können. Die rechtliche Grundlage sowie die organisa­ 

torischen Details sind im Mustergesetz und den zugehörigen Erläuterungen umfassend 
dargelegt und gewährleisten, dass die ENERGIE SAND als moderne, effiziente und zu­ 

kunftsfähige Trägerschaft für das Kraftwerk Chur-Sand ausgestaltet wird. 

Wir bitten Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Mitglieder des Gemeinderates, dem An­ 

trag des Stadtrates zuzustimmen. 

Chur, 19. Mai 2026 

Namens des Stadtrates 

Meuli 

Der Stadtschreiber 

U.lldJ 
Marco Michel 

Anhang 
- ENERGIE SAND - Erläuterungen zur Abstimmung 
- ENERGIE SAND - Mustergesetz zur Abstimmung 



 

 

 

   
Gemeinde  

Arosa 
Gemeinde 

Churwalden 

Stadt 
Chur 

E R L Ä U T E R U N G E N 

zur 

Umwandlung der  

Gemeindekorporation Kraftwerk Chur-Sand  

in die 

selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt ENERGIE SAND 
 

 

 
 
 

INHALTSVERZEICHNIS 
 
 

I. AUSGANGSLAGE ......................................................................................................... 2 
1. Gemeindekorporation Kraftwerk Chur Sand .................................................................................... 2 
2. Das Kraftwerk Chur-Sand ................................................................................................................ 2 

II. VERÄNDERTE VERHÄLTNISSE BEDINGEN ZEITGEMÄSSE STRUKTUREN ........... 2 
1. Gemeindefusionen ........................................................................................................................... 2 
2. Umwälzungen im Elektrizitätsbereich .............................................................................................. 2 
3. Zeitgemässe Strukturen erforderlich................................................................................................ 3 
4. Warum eine selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt? .................................................................. 3 

III. WIE WIRD DIE SÖRA „ENERGIE SAND“ UMGESETZT? ............................................ 4 
1. Die Umsetzung ................................................................................................................................ 4 
1.1 Das Gesetz über die ENERGIE SAND ............................................................................................ 4 
1.2 Die Organe der ENERGIE SAND .................................................................................................... 4 
2. Grafische Übersicht ......................................................................................................................... 5 
3. Vernehmlassung .............................................................................................................................. 6 
4. Erläuterung zu den wichtigsten Bestimmungen .............................................................................. 7 

ANHANG .............................................................................................................................10 
 

  



Umwandlung GKC zu ENERGIE SAND   
Erläuterungen   Seite 2 von 10 

 
 

I. AUSGANGSLAGE  

1. Gemeindekorporation Kraftwerk Chur Sand 

1 Das Kraftwerk Chur-Sand wird gestützt auf Wassernutzungskonzessionen aus den Jahren 1981 

und 1984 der damaligen acht Gemeinden Lüen, Castiel, Calfreisen, Maladers, Tschiertschen, 

Praden, Churwalden und Chur betrieben. Diese Gemeinden haben sich 1981 zur Gemeinde-

korporation Kraftwerk Chur-Sand (GKC) zusammengeschlossen. Diese hat die IBC Energie 

Wasser Chur (IBC) mit der Geschäfts- und Betriebsführung beauftragt. 

2. Das Kraftwerk Chur-Sand 

2 An der Sandstrasse in Chur steht eine Kraftwerkzentrale, in der die Wasserkraft der Plessur 

und der Rabiusa genutzt werden, um sauberen, erneuerbaren Strom zu erzeugen. Die Wurzeln 

dieses Wasserkraftwerkes reichen bis ins Jahr 1861 zurück. Damals wurde im Meiersboden 

eine Baumwollspinnerei errichtet, die ihr Wasserrad von der Kraft der Rabiusa antreiben liess. 

Nach einem Brand der Spinnerei übernahm die Stadt Chur das Areal und errichtete 1892 eine 

der damals grössten Wechselstromanlagen der Schweiz. 1901 wurde dann die heutige Kraft-

werkzentrale an der Sandstrasse gebaut, die das Wasser der Rabiusa nutzte. In den folgen-

den Jahrzehnten wurde die Anlage schrittweise ausgebaut, um dem stetig steigenden Energie-

bedarf gerecht zu werden. Der letzte Umbau aller drei Maschinengruppen inklusive der Hilfsbe-

triebe erfolgte zwischen 2009 und 2012. Seither beträgt die Jahresproduktion rund 53 GWh, 

was rund einem Viertel des Strombedarfs der Stadt Chur entspricht. 

II. VERÄNDERTE VERHÄLTNISSE BEDINGEN ZEITGEMÄSSE STRUKTUREN  

1. Gemeindefusionen   

3 Anstelle der ursprünglich acht Konzessionsgemeinden bestehen aufgrund stattgefundener Ge-

meindefusionen heute nur noch die drei Konzessionsgemeinden Arosa, Churwalden und Chur. 

Wegen der stark reduzierten Anzahl an Konzessionsgemeinden (von acht auf heute drei) wären 

die Statuten der Gemeindekorporation Kraftwerk Chur-Sand ohnehin anzupassen und in den 

drei Konzessionsgemeinden der Stimmbevölkerung zur Abstimmung vorzulegen.  

2. Umwälzungen im Elektrizitätsbereich   

4 Die Konzessionsgemeinden haben sich intensiv mit elektrizitätspolitischen und fachtechnischen 

Fragen im Bereich der Stromversorgung auseinanderzusetzen. Die starken Umwälzungen im 

Elektrizitätsbereich bewirken nämlich laufend neue gesetzliche Vorgaben. Diese Regularien 

werden umfassender und komplexer. Die Anzahl und Komplexität der Aufgaben, das zwingend 

erforderliche Fachwissen sowie der deutlich gestiegene Zeitbedarf für die Aufgabenerledigung 

erfordert heute eine hohe Professionalität. Und dies nicht nur auf der operativen Ebene. Auch 

die strategische Ebene muss sich fortlaufend mit den elektrizitätspolitischen Entwicklungen aus-

einandersetzen, was wegen der erwähnten Komplexität zeitintensiv ist und wegen der Volatilität 

mitunter rasche Entscheidungen erfordert. 
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3. Zeitgemässe Strukturen erforderlich   

5 Um im vorerwähnten volatilen Umfeld bestehen zu können, ist unternehmerische Flexibilität 

erforderlich. Dies bedingt unternehmerische Strukturen, die zeitgerechte Entscheidungen er-

möglichen. Die Struktur mit der gegenwärtigen Gemeindekorporation (Gemeindeverband) er-

weisen sich diesbezüglich als schwerfällig. Weil wegen erforderlicher Anpassungen am GKC-

Statut in den Konzessionsgemeinden ohnehin Abstimmungen durchzuführen sind (oben II./1.) 

ist es angezeigt, zeitgemässe Strukturen zu schaffen. Dabei sollten insbesondere nachfolgende 

Kriterien so gut als möglich erfüllt werden können: 

• Professionelle und zweckmässige Strukturen (gemäss „Corporate Governance-Prinzipien“); 

• Das Eigentum der Gemeinden und die Aufsicht durch die Gemeinden muss gewährleistet 

bleiben; 

• Die neue „Organisation“ muss eigenständig Trägerin von Rechten und Pflichten sein (eigene 

Rechtspersönlichkeit).  

• Die unternehmerische Handlungsfähigkeit muss gewährleistet sein.  

 

4. Warum eine selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt?   

6 Für eine gemeinsame Aufgabenerledigung im Sinne der vorstehenden Kriterien stehen den Ge-

meinden grundsätzlich folgende Varianten zur Verfügung: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7 Die vorgenannten Kriterien für zeitgemässe Strukturen im elektrizitätswirtschaftlichen Umfeld 

vermögen die Selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt (SÖRA) und die Aktiengesellschaft am 

besten zu erfüllen. Deshalb sind diverse Gemeinden dazu übergegangen, die Nutzung der Was-

serrechte an SÖRA’s zu übertragen (Industrielle Betriebe Chur, arosa energie, Rabiusa energie, 

EE-Energia Engiadina). Andere haben Aktiengesellschaften gegründet (EWD Elektrizitätswerk 

Davos AG, Flims Electric AG). Die Aktiengesellschaft hat jedoch den Nachteil, dass sie steuer-

pflichtig ist, was bei der SÖRA nicht der Fall ist. Bei Aktiengesellschaften, denen sogenanntes 

«Volksvermögen» übertragen wurde, mussten Verkaufsverbote verankert werden, um in den 

Volksabstimmungen bestehen zu können. Die SÖRA verfügt über keine Aktien, die verkäuflich 

sind, weshalb eine Beteiligung von Dritten an der SÖRA nicht möglich ist. Demgegenüber kann 

sich eine SÖRA aber an Dritten beteiligen und/oder intensiv mit solchen zusammenarbeiten. 

Die Konzessionsgemeinden sind deshalb überzeugt, dass für die vorliegende kommunale Zu-

sammenarbeit die SÖRA die geeignetste gemeinsame Rechtsform darstellt.  

 

Öffentliches Recht 
(Art. 50 GG) 

Mögliche Rechtsformen 

Privatrecht 
(OR) 

Gemeinde- 
verband 

AG Selbständige  
öff-rechtl.  
Anstalt  
(SÖRA) 

GmbH 



Umwandlung GKC zu ENERGIE SAND   
Erläuterungen   Seite 4 von 10 

 
 

Exkurs 

Was ist eine selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt (SÖRA)?  

Bei der SÖRA handelt es sich um eine Organisationsform, mit der eine Verwaltungsaufgabe von der sons-

tigen Gemeindeverwaltung ausgegliedert wird. Die Aufsicht wird aber weiterhin durch die Gemeinde wahr-

genommen. Das Gemeindegesetz sieht die Möglichkeit, dass mehrere Gemeinden eine gemeinsame SörA 

gründen ausdrücklich vor (Art. 50 Abs. 1 lit. d GG). Die SÖRA wird durch entsprechende Gesetze in den 

beteiligten Gemeinden und durch ein Statut errichtet. Darin wird der Rahmen der Autonomie der Anstalt 

definiert. In der SÖRA wird in der Regel eine Gesamtheit von Personen und Sachen zu einer betrieblichen 

Einheit zusammengeführt. Der Zweck der Gründung einer SÖRA besteht darin, die entsprechende Verwal-

tungsaufgabe mit möglichst grossem unternehmerischem Handlungsspielraum zum Wohle der Gemeinde 

wahrnehmen zu können. Im entsprechenden Gesetz sind die Rechte und Pflichten der Anstalt detailliert zu 

regeln. Insbesondere sind auch klare Strukturen im Sinne einer möglichst strikten Trennung von Aufsicht 

und operativer Führung vorzunehmen („Corporate Governance“). Eine Beteiligung privater Dritte ist nicht 

möglich.  

Beispiele von SÖRA’s: 

Graubündner Kantonalbank; Psychiatrische Dienste Graubünden; Gebäudeversicherung Graubünden; Ge-

meindeverband Abfallentsorgung (GEVAG); Fachhochschule Graubünden (FH) usw.    

 

III. WIE WIRD DIE SÖRA „ENERGIE SAND“ UMGESETZT?  

1. Die Umsetzung 

1.1 Das Gesetz über die ENERGIE SAND 

8 Die ENERGIE SAND wird durch ein entsprechendes Gesetz errichtet, dem alle Partnergemein-

den zustimmen müssen. Das Gesetz definiert den Zweck der ENERGIE SAND und deren Auf-

gaben. Geregelt werden auch die Aufsicht, die Organisation und Führung, die Organe, die Fi-

nanzierung, die Rechtsetzungsbefugnisse, die Rechtsbeziehungen und die Haftung.  

9 Keine Änderungen für die Gemeinden erfahren folgende Aspekte: 

- Folgende Beteiligungsquoten der Gemeinden: 

Arosa 10.21 % 

Churwalden 8.46 % 

Chur 81.33 % 

Total 100.00 % 

- Die Ansprüche der Gemeinden auf Gratis-, Beteiligungs- und Zusatzenergie; 

- Die Vorteile und Risiken aus der Nutzung der Gratis- und Beteiligungsenergie verbleiben 

wie bisher bei den Gemeinden.  

10 Weil die ENERGIE SAND ein verselbständigtes Verwaltungsorgan der Gemeinden ist, verbleibt 

die Oberaufsicht bei den Vorständen der beteiligten Gemeinden. Es wäre indessen ineffizient 

und schwerfällig, die Aufsicht vollumfänglich bei allen Gemeindevorständen zu belassen. Des-

halb ist vorgesehen, die Aufsicht aufzuteilen. Die zentralsten Aufsichtsaufgaben verbleiben bei 

den Gemeindevorständen, währenddessen alle anderen Aufsichtsfunktionen der Eignerver-

sammlung übertragen werden. 

1.2 Die Organe der ENERGIE SAND 

11 Die Organe der ENERGIE SAND entsprechen denjenigen einer Aktiengesellschaft (mit Aus-

nahme der Generalversammlung) und sie bestehen aus der Eignerversammlung, dem Verwal-

tungsrat, der Betriebs- und Geschäftsleitung sowie der Revisionsstelle. Die Gesellschaft ist 

nach ökonomischen und ökologischen Grundsätzen zu führen und in ihrer Organisation und 
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Betriebsführung selbständig. Diese müssen aber den anerkannten Grundsätzen der guten Un-

ternehmensführung („Corporate Governance“) genügen. 

2. Grafische Übersicht 

12 Nachstehende Grafik auf der Folgeseite vermittelt eine Übersicht über die Grundlagen der 

ENERGIE SAND sowie die Unterteilung zwischen hoheitlicher Ebene (Aufsicht) und unterneh-

merischer Ebene: 
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3. Vernehmlassung 

 

13 Das Projekt zur Umwandlung der GKC in eine SÖRA ENERGIE SAND wurde gemeinsam mit 

dem Entwurf für ein Mustergesetz vom 4. Dezember 2025 bis zum 16. Januar 2026 bei den drei 

Partnergemeinden in Vernehmlassung gegeben. 

14 Alle drei Gemeinden unterstützen im Grundsatz die Umwandlung. Der Gemeindevorstand Chur-

walden unterbreitete keine Änderungsanträge, währenddessen der Gemeindevorstand Arosa 

und der Stadtrat Chur Anpassungsanträge stellten, die gemäss nachstehender Zusammenstel-

lung teilweise berücksichtigt worden sind: 

15 Wer? Was? Bewertung / Begründung 

Chur Art. 9 Zusatzenergie 

Die verbleibenden drei Partnergemein-
den verfügen über eine Grösse, die es 
ihnen ermöglicht, ihre Beschaffung ei-
genständig über die IBC abzuwickeln. 
Dies zeigt sich auch daran, dass in 
den vergangenen Jahren kein Energie-
liefervertrag für Zusatzenergie mehr 
abgeschlossen wurde. Daher soll die-
ser Absatz ersatzlos gestrichen wer-
den. 
 

Ablehnung.  
 
Auch wenn Arosa und Churwalden in den 
vergangenen Jahren keinen Gebrauch von 
dieser Möglichkeit gemacht haben, soll sie 
beibehalten werden, um allfälligen künftigen 
Veränderungen und Bedürfnissen Rechnung 
tragen zu können.  

Chur Art. 15 Abs. 2 Unternehmerische Frei-
heit 
Die unter den Buchstaben a) und b) 
aufgeführten Freiheiten sollen eben-
falls unter c) aufgenommen werden 
und ausschliesslich durch einen 
Mehrheitsentscheid der Eignerver-
sammlung ermöglicht werden. 

 

Berücksichtigung, jedoch auf angepasster 
Weise. 
 
Dieser Änderungsantrag ist mit jenem des 
Gemeindevorstandes Arosa zu Art. 17 Abs. 
11 zu betrachten (siehe direkt nachstehend). 
Art. 15 Abs. 2 wird vollumfänglich gestrichen, 
denn Art. 15 Abs. 1 sagt nämlich alles aus: 
Die unternehmerische Freiheit wird durch 
das Gesetz und die Eignerstrategie definiert.  

Arosa Art. 17 Abs. 11 

Sämtliche Literas a —j sollen dem 

qualifizierten Mehr unterstellt werden. 

Lit. f soll zudem dahingehend ergänzt 

werden, dass das Investitionsbudget 

durch die Eignerversammlung zu ge-

nehmigen ist. 

 

Berücksichtigung. 
 
Der Antrag zielt auf einen umfassenden 
«Minderheitenschutz». Diese Anpassungen 
bedingen gleichzeitig eine Anpassung des 
Wortlautes von Art. 17 Abs. 10 sowie eine 
Abgleichung mit den Aufgaben des Verwal-
tungsrates in Art. 19. 
Schliesslich sei darauf hingewiesen, dass 
die die Genehmigung der Zusammenarbeit 
mit anderen Unternehmungen (notabene: 
nicht der Beteiligung an anderen Unterneh-
mungen) aus Art. 17 Abs. 11 Bst. j gestri-
chen wird. Es wäre für die Geschäfts- und 
Betriebsführung nämlich unverhältnismässig, 
wenn jede Zusammenarbeit mit Dritten zu-
erst durch die Eignerversammlung geneh-
migt werden müsste. Dies liefe der mit der 
SÖRA beabsichtigten Flexibilität nämlich dia-
metral entgegen.  
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Arosa Art. 19 

Der Begriff "Budget" unter lit. j soll 

durch den Begriff " Betriebsbudget" 

ersetzt werden. 

Es soll eine lit. m "Verabschiedung 

des Investitionsbudgets zuhanden der 

Eignerversammlung" aufgenommen 

werden. 

 

Berücksichtigung. 
 
Der Verwaltungsrat soll das Budget inkl. Be-
triebs- und Investitionsbudget zuhanden der 
Eignerversammlung verabschieden und die 
Eignerversammlung hat diese zu genehmi-
gen (siehe hierzug die gesamten Anpassun-
gen in Art. 17 Abs. 10 und 11 sowie Art. 19). 
 

Arosa Art. 20 Abs. 1 

Die Passage "wird von der Stadt Chur 

bzw. von der IBC Energie Wasser 

Chur besorgt" soll gestrichen werden. 

 

Ablehnung / Anpassung. 
 
Dieser Auftrag an die IBC Energie Wasser 
Chur war bereits in den alten Statuten so 
verankert. Deshalb wird im Grundsatz daran 
festgehalten. Hingegen wird im Gesetz nicht 
die IBC Energie Wasser Chur erwähnt, son-
dern folgende Umschreibung verwendet: 
«Energieversorgungsunternehmung der 
Stadt Chur». Dies, damit bei einer allfälligen 
künftigen Namensänderung bei der IBC das 
Gesetz nicht angepasst werden muss. 
 

Arosa Art. 23 Abs. 1  

Die Passage "mit variablem Zins ge-

mäss Absatz 3" soll entsprechend Art. 

8 alte Statuten GKC auf "zu den eige-

nen Kapitalkosten geändert werden. 

 

Berücksichtigung. 
 
Es wird an der Formulierung gemäss alten 
Statuten festgehalten. 
 

Chur Art. 23 Abs. 2 Kostentragung für Er-
neuerung und Erweiterung der Anla-
gen 
Auch dieser Absatz ist angesichts der 

stark reduzierten Zahl an Konzessi-

onsgemeinden nicht mehr zeitge-

mäss, zumal sich die Energie Sand 

problemlos am Kapitalmarkt finanzie-

ren kann. Daher soll dieser Absatz 

ersatzlos gestrichen werden. 

 

Berücksichtigung. 
 
 

 

 

 

4. Erläuterung zu den wichtigsten Bestimmungen  
 
4.1 Einleitung 

16 Das Gesetz über die öffentlich-rechtliche Anstalt ENERGIE SAND ersetzt das bisherige Statut 

der GKC. Bewährte Bestimmungen des Statuts sind übernommen und wo nötig angepasst wor-

den. Die Anpassungen erfolgen, weil sich Bestimmungen in der Zwischenzeit überholt haben, 

weil die veränderten elektrizitätsrechtlichen Bestimmungen und elektrizitätswirtschaftlichen Ver-

hältnisse dies erfordern sowie aufgrund der seit vielen Jahren gelebten Praxis zwischen den 

Partnergemeinden und deren Energieversorgungsunternehmen (IBC, arosa energie, Rabiusa 

energie). 
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4.2 Erläuterungen 
 

Art. 1: Gestützt auf das Gemeindegesetz des Kantons Graubünden gründen die drei Partner-

gemeinden die selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt ENERGIE SAND, welche die heutige 

GKC bilden. Das Wesen der selbständigen öffentlich-rechtlichen Anstalt (SÖRA) ist vorstehend 

im Kasten «Exkurs» beschrieben.  

Art. 2: Die ENERGIE SAND bezweckt auf Grundlage der von den Partnergemeinden erteilten 

Wasserrechtskonzessionen die möglichst rationelle Nutzung der Wasserkräfte der Plessur, dem 

Calfreiserbach, dem Castielerbach sowie der Rabiusa im Kraftwerk Chur-Sand zum Zwecke der 

Produktion elektrischer Energie sowie die Verwertung dieser Energie. Damit entspricht die 

ENERGIE SAND einem sogenannten Partnerwerk. Dieses kennzeichnet sich dadurch, dass 

sich die an der Gesellschaft beteiligten Partner verpflichten, die Betriebskosten anteilig zu tra-

gen und im Gegenzug den entsprechenden Anteil an Strom zu Gestehungskosten erhalten. 

Art. 3: Es handelt sich um die klassischen Aufgaben eines Partnerwerkes, wobei dieses bei 

Bedarf einer oder mehrerer Partnergemeinden weitere Aufgaben im Bereich der Wasserkraft-

nutzung übernehmen kann.  

Art. 4 und 5: Die bestehenden Konzessionen aus den Jahren 1981 und 1983/84 bilden die 

Rechtsgrundlage für die Wasserkraftnutzung durch die ENERGIE SAND und sind von der GKC 

auf die neue SÖRA zu übertragen. Die Übertragung erfolgt mittels einer umfassenden Vermö-

gensübertragung zu Buchwerten und entschädigungslos, weil die Trägerschaften der GKC und 

der ENERGIE SAND identisch sind. Sie umfasst auch die seit den Konzessionserteilungen von 

der Regierung gestützt auf übergeordnetes Recht hoheitlich verfügten Nutzungsanpassungen 

(z.B. Restwassersanierung gemäss Art. 80 ff. des Gewässerschutzgesetzes), wie auch sonstige 

Rechte und Pflichten im Bereich des Anstaltszwecks. 

Die Genehmigung der Regierung des Kantons Graubünden zu dieser Konzessionsübertragung 

bleibt vorbehalten Eine Vorprüfung beim Departement für Infrastruktur, Energie und Mobilität 

des Kantons Graubünden hat jedoch ergeben, dass die Konzessionsübertragung grundsätzlich 

als genehmigungsfähig zu erachten ist.  

Art. 6: Die Beteiligungsquoten haben sich aufgrund der verschiedenen Gemeindefusionen so 

ergeben. Sie sind für die Stimmkraft der Partnergemeinen innerhalb der ENERGIE SAND, für 

den Gewinnanteil und für die Haftung massgebend. Zum Schutz der beiden kleinen Partner 

(Arosa und Churwalden) sind wesentliche Beschlüsse aber mit der Mehrheit der Stimmkraft 

sowie der Mehrheit der Partnergemeinden zu fällen (siehe hierzu Art. 17).  

Art. 7 – 10: Diese Bestimmungen bilden die heutigen Ansprüche der Partnergemeinden auf den 

Bezug von Gratis-, Beteiligungs- und Zusatzenergie ab. Die detaillierte Festlegung der Jahres-

kosten, zu denen die Beteiligungsenergie abzunehmen ist, legt jährlich der Verwaltungsrat fest. 

Art. 11 und 12: Weil die ENERGIE SAND ein verselbständigtes Verwaltungsorgan der Gemein-

den ist, verbleibt die Oberaufsicht bei den Vorständen der beteiligten Gemeinden. Es wäre in-

dessen ineffizient und schwerfällig, die Aufsicht vollumfänglich bei den Gemeindevorständen 

und dem Stadtrat zu belassen. Deshalb ist vorgesehen, die Aufsicht aufzuteilen. Die politische 

Oberaufsicht verbleibt bei den Gemeindevorständen und dem Stadtrat, währenddessen alle an-

deren Aufsichtsfunktionen der Eignerversammlung übertragen werden. Ein sehr wichtiges 
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Steuerungsinstrument ist die von der Eignerversammlung jeweils zu beschliessende Eignerstra-

tegie (siehe Art. 17). 

Art. 13 – 15: Die Grundsätze der Aufgabenerfüllung entsprechen denjenigen einer Aktienge-

sellschaft. Die ENERGIE SAND soll im Rahmen des Gesetzes und der Eignerstrategie in ihrer 

unternehmerischen Tätigkeit frei sein.   

Art. 16: Die Organe der ENERGIE SAND sind die Eignerversammlung, der Verwaltungsrat, die 

Betriebs- und Geschäftsführung sowie die Revisionsstelle. Deren Aufgaben sind in den Artikeln 

17 – 21 im Detail aufgeführt.  

Art. 17: Die Eignerversammlung ist das Pendant zur Delegiertenversammlung bei der heutigen 

Gemeindekorporation. Sie besteht aus je einem Mitglied sowie einem Stellvertreter bzw. einer 

Stellvertreterin, die von den Partnergemeinden gestützt auf das kommunale Recht delegiert 

werden. Indem jede Partnergemeinde auch Stellvertretungen wählt, wird die Beschlussfähigkeit 

der Eignerversammlung gewährleistet falls ein ordentliches Mitglied für längere Zeit ausfallen 

sollte (Krankheit, Unfall usw.). Jede Partnergemeinde hat eine Stimme, wobei die Stimmkraft 

den Beteiligungsquoten entspricht. Beschlüsse und Wahlen erfolgen grundsätzlich auf Grund-

lage der Stimmkraft mittels einfachem Mehr der anwesenden bzw. teilnehmenden Mitglieder. 

Vorbehalten bleiben aber Beschlüsse gemäss Absatz 11. Diese wesentlichen Beschlüsse be-

dürfen sowohl einer Zustimmung der Mehrheit gemäss Stimmkraft als auch der Mehrheit der 

Partnergemeinden (Minderheitenschutz). 

Art. 18 - 20: Der Verwaltungsrat ist für die strategische Führung der SÖRA, währenddessen die 

Betriebs- und Geschäftsführung die operative Führung verantwortet. Sie nimmt alle Aufgaben 

wahr, die nicht einem anderen Organ übertragen sind. Die Betriebs- und Geschäftsführung wird 

wie bisher von der Stadt Chur bzw. durch das Energieversorgungsunternehmen der Stadt Chur 

wahrgenommen (derzeit IBC Energie Wasser Chur). Dies erfolgt auf Grundlage einer Ge-

schäfts- und Zuständigkeitsordnung (GZO) und eines separaten Vertrages. Die GZO ist von der 

Eignerversammlung zu genehmigen, der Betriebs- und Geschäftsführungsvertrag hingegen 

vom Verwaltungsrat (bisher GKC-Vorstand). Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich nach 

den Bestimmungen des Obligationenrechts.  

Art. 22 und 23: Die Finanzierung erfolgt im Wesentlichen durch Fremdkapital und durch Bei-

träge der Partnergemeinden im Rahmen ihrer Beteiligungsquoten. Die Einlagen werden zum 

sogenannten WACC (Kalkulatorischer Zinssatz) verzinst.   

Art. 24 - 30: Die Bestimmungen über die Rechtsbeziehungen und Haftung sowie die Schluss-

bestimmungen sind selbsterklärend. Es soll lediglich darauf hingewiesen werden, dass Geset-

zesänderungen erneut der Zustimmung aller Gemeinden bedarf (Art. 28) und dass die Auflö-

sung der SÖRA der Zustimmung von zwei der drei Partnergemeinden bedarf (Art. 27). Auch 

diese Bestimmungen enthalten einen Minderheitsschutz. Zur Inkraftsetzung ist was folgt aus-

zuführen: Aufgrund der erforderlichen Vorberatung des Gesetzes in den Exekutiven und in den 

Legislativen (Chur und Arosa) bedarf es eines Vorlaufes von einem Jahr bis die Volksabstim-

mungen in den Gemeinden erfolgen können. Diese sollen Ende November 2026 stattfinden. 

Die Inkraftsetzung ist aus heutiger Sicht (eventuell rückwirkend) auf den 1. Januar 2027 geplant.  
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Gesetz über die öffentlich-rechtliche Anstalt  

ENERGIE SAND  
 

 

Die [Gemeindeversammlung] / [Urnenabstimmung] von [Arosa] / [Churwalden] / [Chur] 

gestützt auf Art. XX der Gemeindeverfassung [Arosa] / [Churwalden] / Verfassung der Stadt Chur 

beschliesst: 

 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 
Art. 1  Rechtsform, Name, Sitz 

1 Unter dem Namen ENERGIE SAND besteht eine gemeinsame selbständige öffentlich-rechtliche An-
stalt (Art. 50 ff Gemeindegesetz des Kantons Graubünden) der Gemeinden Arosa und Churwalden so-
wie der Stadt Chur (Partnergemeinden) mit Sitz in Chur. 

2 Die ENERGIE SAND verfügt über eigene juristische Rechtspersönlichkeit, wird auf unbestimmte Dauer 
gegründet und ist im Handelsregister eingetragen. 

 
Art. 2  Zweck 

1 Die ENERGIE SAND bezweckt auf Grundlage der von den Partnergemeinden erteilten Wasserrechts-
konzessionen die möglichst rationelle Nutzung der Wasserkräfte der Plessur, dem Calfreiserbach, dem 
Castielerbach sowie der Rabiusa im Kraftwerk Chur-Sand zum Zwecke der Produktion elektrischer 
Energie sowie die Verwertung dieser Energie. Sie sorgt für den Bau und Unterhalt der dazu notwendigen 
Anlagen. 

2 Sie kann mit anderen Unternehmungen des öffentlichen und privaten Rechts zusammenarbeiten und 
sich mit Zustimmung der Mehrheit der Eignerversammlung an solchen Unternehmungen beteiligen oder 
diesen Aufgaben übertragen. Sie kann weitere Aufgaben übernehmen, die den Zweck der Gesellschaft 
fördern oder die direkt oder indirekt damit im Zusammenhang stehen. 

 
Art. 3  Aufgaben 

Die ENERGIE SAND erfüllt insbesondere folgende Aufgaben: 

a) die möglichst rationelle Nutzung der Wasserkräfte der Plessur, dem Calfreiserbach, dem Castieler-
bach sowie der Rabiusa im Kraftwerk Chur-Sand zum Zwecke der Produktion elektrischer Energie; 

b) den Bau und Unterhalt der Kraftwerksanlagen, der elektrischen Anlagen sowie der Netzinfrastruktur 
nach den gesetzlichen Vorgaben und dem Stand der Technik;  

c) sofern künftig angezeigt die möglichst gewinnbringende Verwertung der produzierten elektrischen 
Energie und der verfügbaren Leistung des Kraftwerkes; 

d) die Erfüllung der ihr von den Partnergemeinden gemeinsam und je nach Bedarf auch einzeln über-
tragenen Aufgaben im Bereich der Wasserkraftnutzung. 

e) die Information der Partnergemeinden; 

f) die Zusammenarbeit mit den Partnergemeinden sowie allfälligen weiteren Dritten. 
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II. Eigentums- und Rechtsübertragungen 

 
Art. 4  Konzessionsübertragung 

1 Folgende Wasserrechtskonzessionen werden mit Inkrafttreten vorliegenden Gesetzes (Artikel 34) von 
der Gemeindekorporation Kraftwerk Chur-Sand, in der die Gemeinden Arosa und Churwalden sowie 
der Stadt Chur zusammengeschlossen sind, auf die ENERGIE SAND übertragen: 

a) Wasserrechtsverleihung vom 27. September 1981 / 11. November 1981 der Gemeinden Lüen, 
Castiel, Calfreisen, Maladers, Tschiertschen, Praden, Churwalden und Chur für das Plessurwerk 
Lüen/Chur-Sand und das Rabiusawerk (von der Regierung des Kantons Graubünden genehmigt 
am 26. September 1983, Prot. Nr. 2571); 

b) Wasserrechtsverleihung vom 26. September 1983 / 5. März 1984 der Gemeinde Tschiertschen 
für die Nutzung der Plessur im Kraftwerk Lüen-Sand (Zwangsverleihung durch die Regierung des 
Kantons Graubünden mit Regierungsbeschlüssen vom 26. September 1983, Prot. Nr. 2571, sowie 
vom 5. März 1984, RB Nr. 562).   

2 Die Genehmigung der Regierung des Kantons Graubünden zu dieser Konzessionsübertragung bleibt 
vorbehalten (Artikel 34).1 

 
Art. 5  Umfassende Vermögensübertragung / Datenaustausch 

1 Die Gemeindekorporation Kraftwerk Chur-Sand, in der die Partnergemeinden zusammengeschlossen 
sind, übertragen der ENERGIE SAND mit Inkrafttreten dieses Gesetzes zu Eigentum sämtliche be-
triebsnotwendigen Grundstücke, Bauten und Anlagen, sowie sämtliche Elektrizitätsleitungen sowie 
Steuer- und Anschlussleitungen inklusive alle damit zusammenhängenden Dienstbarkeiten. Ebenso ge-
hen sämtliche Unterlagen, Informationen, Datensätze usw. der Gemeindekorporation Kraftwerk Chur-
Sand im Bereich des Anstaltszwecks mit Inkrafttreten dieses Gesetzes auf die ENERGIE SAND über 
(umfassende Vermögensübertragung). Diese Übertragung erfolgt zu Buchwerten sowie entschädi-
gungslos, weil die Trägerschaften der Gemeindekorporation Kraftwerk Chur-Sand und jene der ENER-
GIE SAND identisch sind. 

2 Die Partnergemeinden und die ENERGIE SAND stellen einander die zur Erfüllung der gemäss diesem 
Gesetz definierten Aufgaben erforderlichen Daten und Dokumente (in elektronischer Form oder in Pa-
pierform) unentgeltlich zur Verfügung. 

 

III. Beteiligungsverhältnisse 

 
Art. 6  Partnergemeinden / Beteiligungsquoten 

1 Die Partnergemeinden (Artikel 1) sind wie folgt an der ENERGIE SAND beteiligt: 

Arosa 10.21 % 

Churwalden 8.46 % 

Chur 81.33 % 

Total 100.00 % 

2 Die Stimmkraft der Partnergemeinden in der Eignerversammlung, ihr Gewinnanteil und ihre Haf-
tungsabgeltung (Artikel 25) richten sich nach den Beteiligungsquoten gemäss Absatz 1. 

 

 
1 Art. 11 des Wasserrechtsgesetzes des Kantons Graubünden (BWRG; BR 810.100)  
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IV.  Ansprüche der Partnergemeinden auf Energie / Lieferbedingungen 

 
Art. 7  Gratisenergie 

Die Partnergemeinden haben Anspruch auf den Bezug von Gratisenergiemengen gemäss Artikel 7 Zif-
fer 1 der Wasserrechtsverleihungen gemäss Artikel 4. Sie müssen diese vollumfänglich abnehmen, loco 
Zentrale Chur-Sand. Die Gratisenergie wird von ENERGIE SAND gemeinsam mit Herkunftsnachweisen 
bereitgestellt. 

 
Art. 8  Beteiligungsenergie 

1 Die Partnergemeinden (Artikel 1) übernehmen ihre Beteiligungsenergie vollumfänglich gegen Bezah-
lung der anteiligen Jahreskosten (Artikel 10) loco Zentrale Chur-Sand.  

2 Die gesamte Beteiligungsenergie entspricht der im Kraftwerk Chur-Sand produzierten Energie nach 
Abzug der den Partnergemeinden gestützt auf die Konzessionen (Artikel 4) zu liefernden Gratisener-
gie (Artikel 7). Hiervon steht den Partnergemeinden Energie im Umfang ihrer Beteiligung zu (Artikel 6) 

3 Die Beteiligungsenergie ist von den Partnergemeinden loco Zentrale Chur-Sand abzunehmen. Sie 
wird von ENERGIE SAND gemeinsam mit Herkunftsnachweisen bereitgestellt. 

 
Art. 9  Zusatzenergie 

Die Stadt Chur verpflichtet sich, den Partnergemeinden bei Bedarf Zusatzenergie zu ihren Beschaf-
fungskosten zu liefern. Die Details sind in einem separaten Energieliefervertrag zu regeln. Der Bedarf 
ist zwei Jahre im Voraus anzumelden. 

 
Art. 10  Jahreskosten 

Die Jahreskosten im Sinne von Artikel 8 Absatz 1 umfassen insbesondere die Betriebskosten, die Kos-
ten der Geschäftsführung, die Abgaben sowie die Kapitalkosten. Die Festlegung deren genauen Zu-
sammensetzung ist Sache des Verwaltungsrates (Art. 19 Buchstabe h). 

 

V. Aufsicht 

 
Art. 11  Oberaufsicht 

Die ENERGIE SAND steht unter der Oberaufsicht der Gemeindevorstände der Partnergemeinden, wel-
che diese über die Eignerversammlung (Artikel 17) ausüben. 

 
Art. 12 Eignerstrategie 

1 Zur Erreichung der Zwecke dieses Gesetzes beschliesst die Eignerversammlung (Artikel 17) jeweils 
für eine Periode von vier Jahren eine Eignerstrategie mit integriertem Leistungsauftrag.  

2 Die Zielerreichung wird jährlich von der Eignerversammlung überprüft. 
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VI. Grundsätze der Aufgabenerfüllung 

 
Art. 13 Organisation und Führung 

Die ENERGIE SAND ist in ihrer Organisation und Betriebsführung selbständig. Sie ist jedoch nach Mas-
sgabe der Eignerstrategie sowie nach anerkannten Grundsätzen einer guten Unternehmungsführung 
(„Corporate Governance“) zu organisieren und nach ökonomischen und ökologischen Grundsätzen zu 
führen. 

 
Art. 14  Rechnungsführung 

1 Die ENERGIE SAND führt eine eigene Jahresrechnung und berücksichtigt dabei die Grundsätze und 
die anerkannten Standards der ordnungsmässigen Rechnungslegung.   

2 Sie sorgt für ein wirksames Controlling. 

 
Art. 15  Unternehmerische Freiheit 

Die ENERGIE SAND ist in ihrer unternehmerischen Tätigkeit frei, soweit dies mit dem Gesetz und der 
Eignerstrategie zu vereinbaren ist. 

 

VII. Organe 

 
Art. 16  Organe 

Die Organe der ENERGIE SAND sind: 

a) die Eignerversammlung; 

b) der Verwaltungsrat; 

c) die Betriebs- und Geschäftsführung; 

d) die Revisionsstelle. 

 
Art. 17 Eignerversammlung 

1 Die Eignerversammlung besteht aus je einem Mitglied sowie einem Stellvertreter bzw. einer Stellver-
treterin, die von den Partnergemeinden delegiert werden. Deren Wahl erfolgt nach Massgabe des je-
weiligen kommunalen Rechts. Die Amtsdauer beträgt vier Jahre, Wiederwahl ist möglich. 

2 Jede Partnergemeinde hat eine Stimme. Die Stimmkraft entspricht den Beteiligungsquoten (Artikel 6).  

3 Der Verwaltungsrat beruft die Eignerversammlung mindestens 10 Tage im Voraus ein, indem er den 
Mitgliedern die Traktandenliste und die Sitzungsunterlagen schriftlich zustellt (Brief oder E-Mail). Die 
Eignerversammlung tagt so oft es die Geschäfte erfordern, aber mindestens einmal im Jahr vor Ablauf 
von sechs Monaten seit Beendigung des Geschäftsjahres. Sie tagt zudem, wenn der Vorstand einer 
Partnergemeinde oder wenn der Verwaltungsrat dies schriftlich unter Angabe des Verhandlungsgegen-
standes und der Anträge verlangen.  

4 Anträge an die Eignerversammlung sind dem Verwaltungsrat zuhanden der Eignerversammlung in 
schriftlicher Form bis spätestens 30 Tage vor der Versammlung einzureichen. 

5 Über Anträge zu nicht gehörig angekündigten Verhandlungsgegenständen können keine Beschlüsse 
gefasst werden; ausgenommen sind Anträge auf Einberufung einer ausserordentlichen Eignerver-
sammlung. Dagegen bedarf es zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Verhandlungsgegenstände 
und zu Verhandlungen ohne Beschlussfassung keiner vorherigen Ankündigung. 

6 Jede ordnungsgemäss einberufene Eignerversammlung ist beschlussfähig, wenn jede Partnerge-
meinde vertreten ist, wobei die Mitglieder auch über elektronische Kommunikationsmittel teilnehmen 
können, die einer physischen Präsenz gleichwertig sind (Telefon, Video usw.). 
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7 Mit Zustimmung aller Mitglieder können auch Universalversammlungen2 durchgeführt und Zirkularbe-
schlüsse gefasst werden. 

8 Den Vorsitz in der Eignerversammlung führt der Präsident bzw. die Präsidentin des Verwaltungsrates 
und bei dessen Verhinderung ein Mitglied des Verwaltungsrates.  

9 Über die Versammlung wird Protokoll geführt. Dieses ist der nächsten Eignerversammlung zur Ge-
nehmigung vorzulegen. 

10 Beschlüsse und Wahlen auf Grundlage der Stimmkraft (Absatz 2) werden mittels einfachem Mehr der 
anwesenden bzw. teilnehmenden Mitglieder gefällt. Vorbehalten bleiben Beschlüsse gemäss Absatz 
11, die zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung der Mehrheit der Stimmen (Absatz 2) und der Mehrheit der 
Partnergemeinden bedürfen. 

11 Aufgaben und Befugnisse der Eignerversammlung sind:  

a)  die Festlegung und Überprüfung der Eignerstrategie (Artikel 12) und des Leistungsauftrages; 

b) die Wahl und Abberufung des Präsidiums und der weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats. Dabei 
berücksichtigt sie die fachlichen Qualifikationen und die relevanten Erfahrungen der Mitglieder;  

c)  die Wahl und Abberufung der Revisionsstelle;  

d)  die Festlegung der Art der Revision und der Rechnungslegung;  

e)  die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates;  

f) die Genehmigung des Budgets inklusive Betriebs- und Investitionsbudgets;  

g)  die Genehmigung der Jahresrechnung und des Jahresberichts sowie des Berichts der Revisions-
stelle;  

h)  die Genehmigung von Reglementen und Weisungen gemäss Geschäfts- und Zuständigkeitsord-
nung (GZO), insbesondere eines Entschädigungsreglements; 

i) die Genehmigung des Vertrages über die Geschäfts- und Betriebsführung (Artikel 20); 

j) die Genehmigung der Beteiligung an anderen Unternehmungen des öffentlichen und privaten 
Rechts  

k)  die Zustimmung zum Verkauf von Eigentum der ENERGIE SAND. 
 
 
Art. 18  Verwaltungsrat 

1 Der Verwaltungsrat besteht aus zwei Mitgliedern sowie der Präsidentin bzw. dem Präsidenten. Diese 
werden von der Eignerversammlung gewählt. Die Amtszeit beträgt jeweils ein Jahr. Wiederwahl ist mög-
lich. Mit Ausnahme des Präsidiums konstituiert sich der Verwaltungsrat selbst. 

2 Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder vertreten sind oder über elektronische 
Kommunikationsmittel teilnehmen, die einer physischen Präsenz gleichwertig sind (Telefon, Video 
usw.). 

3 Beschlüsse und Wahlen können auf dem Zirkulationsweg gefasst werden bzw. stattfinden, wenn alle 
Mitglieder daran teilnehmen können und kein Mitglied die mündliche Beratung verlangt. 

4 Die Beschlüsse werden mit einfachem Mehr der Mitglieder gefasst, sofern in diesem Gesetz nicht eine 
qualifizierte Mehrheit vorgesehen ist.  

5 Bezüglich Anforderungen an den Verwaltungsrat und dessen Haftung finden die Bestimmungen des 
Obligationenrechts zur Aktiengesellschaft Anwendung. 

 
2 Versammlung, die ohne Einhaltung der üblichen Einladungs- und Traktandierungsvorschriften abgehalten wer-
den kann, solange alle Betroffenen anwesend und einverstanden sind.  
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Art. 19  Aufgaben 

Der Verwaltungsrat ist das oberste Führungsorgan der ENERGIE SAND und vertritt die Anstalt gegen 
aussen. Der Verwaltungsrat trifft die strategischen Entscheide und trägt die unternehmerische Verant-
wortung. Im obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 

a) die strategische Ausrichtung der ENERGIE SAND in Beachtung der Eignerstrategie, des Leis-
tungsauftrages sowie der Gesetze, Reglemente und Weisungen; 

b) die Aufsicht über die Geschäftsleitung; 

d) die Verabschiedung einer Geschäfts- und Zuständigkeitsordnung (GZO) zuhanden der Eignerver-
sammlung (Artikel 20 Absatz 2); 

e) die Verabschiedung des Vertrages über die Geschäfts- und Betriebsführung zuhanden der Eig-
nerversammlung (Artikel 20 Absatz 1); 

f) den Erlass Allgemeiner Geschäftsbedingungen und weiterer Reglemente gemäss GZO; 

g) die Festlegung der Zeichnungsberechtigungen; 

h) die Wahl einer Sekretärin oder eines Sekretärs, die bzw. der nicht Mitglied des Verwaltungsrates 
sein muss;  

i)  die Festlegung der Zusammensetzung der Jahreskosten; 

j) die Verabschiedung des Budgets inklusive Betriebs- und Investitionsbudgets zuhanden der Eig-
nerversammlung; 

k) im Rahmen der GZO die Beschlussfassung über ausserordentliche Ausgaben, welche im Budget 
nicht vorgesehen sind; 

l) die Verabschiedung des Jahresberichts und der Jahresrechnung zuhanden der Eignerversamm-
lung. 

 
Art. 20  Betriebs- und Geschäftsführung 

1 Die Betriebs- und Geschäftsführung der Anlagen der ENERGIE SAND wird von der Energieversor-
gungsunternehmung der Stadt Chur besorgt und wird in einem separaten Vertrag geregelt, welcher 
durch die Eignerversammlung zu genehmigen ist. Sie ist nach Massgabe der Eignerstrategie (Artikel 
14) sowie nach anerkannten Grundsätzen einer guten Unternehmungsführung (Artikel 15) zu organisie-
ren und nach ökonomischen und ökologischen Grundsätzen zu führen. 

2 Die Kompetenzen betreffend Betriebs- und Geschäftsführung werden in der Geschäfts- und Zustän-
digkeitsordnung (GZO) geregelt. Diese wird durch die Eignerversammlung genehmigt. 

 
Art. 21  Revisionsstelle 

1 Die Eignerversammlung wählt ein anerkanntes Revisionsunternehmen für die jeweilige Dauer eines 
Jahres. 

2 Die Revisionsstelle prüft jährlich die Rechnungslegung und erstattet Bericht und stellt Antrag an die 
Eignerversammlung. 

3 Die Aufgaben richten sich nach den Bestimmungen des Obligationenrechts. Die Revisionsstelle kann 
mit zusätzlichen Prüfungen beauftragt werden. 
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VIII.  Finanzierung 

 
Art. 22 Übersicht 

Die ENERGIE SAND finanziert sich wie folgt: 

a) Beiträge der Partnergemeinden; 

b) Beschaffung von langfristigem Fremdkapital (Darlehen bei Partnergemeinden oder Banken gegen 
Grundpfandsicherheiten auf den Anlagen); 

c) Erhebung der Jahreskosten; 

d) Bildung von Reserven und Rückstellungen; 

e) Erhebung von Preisen für marktwirtschaftliche Leistungen. 

 
Art. 23 Kostentragung für Erneuerung und Erweiterung der Anlagen 

1 Die für die Erneuerung und einen allfälligen späteren Ausbau des Werkes erforderlichen finanziellen 
Mittel werden durch Fremdkapital (Artikel 22 Buchstabe b) und durch Beiträge der Partnergemeinden 
(Artikel 22 Buchstabe a) im Rahmen ihrer Beteiligung gewährleistet. 

2 Die Einlagen der Partnergemeinden in die ENERGIE SAND werden zum jeweiligen Ansatz des 
WACC3 für das Stromnetz verzinst. 

 

IX.  Rechtsbeziehungen und Haftung 

 
Art. 24  Rechtsbeziehungen 

1 Handelt die ENERGIE SAND in Erfüllung hoheitlicher Aufgaben, richtet sich die Rechtsbeziehung nach 
öffentlichem Recht. 

2 Erbringt sie gewerbliche Leistungen richten sich die Rechtsbeziehungen nach den Bestimmungen des 
Privatrechts. Sie erlässt hierfür Allgemeine Geschäftsbedingungen sowie weitere zweckdienliche Best-
immungen. 

 
Art. 25  Haftung 

1 Die Haftung der ENERGIE SAND richtet sich nach dem kantonalen Gesetz über die Staatshaftung4. 

2 Für die Verbindlichkeiten der ENERGIE SAND haftet primär deren Vermögen und sekundär die Part-
nergemeinden, im Aussenverhältnis solidarisch und im Innenverhältnis gemäss ihren Beteiligungsquo-
ten (Artikel 6).  

 

X. Schlussbestimmungen 

 
Art. 26  Rechtspflege 

1 Die ENERGIE SAND erlässt in den Bereichen, in welchen sie öffentlich-rechtliche Funktionen wahr-
nimmt Verfügungen.  

2 Gegen die Verfügungen der ENERGIE SAND kann innerhalb von 30 Tagen schriftlich Beschwerde 
beim Obergericht des Kantons Graubünden erheben. 

 

 
3  WACC - Kalkulatorischer Zinssatz (Weighted Average Cost of Capital) gemäss jährlicher Publikation des Departementes für 

Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK). 
4  Gesetz über die Staatshaftung (SHG; BR 170.050). 
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Art. 27 Auflösung 

1 Die Auflösung der öffentlich-rechtlichen Anstalt bedarf der Zustimmung der Mehrheit der Stimmkraft 
(Art. 17 Abs. 2) und der Mehrheit der Partnergemeinden.  

2 Bei Auflösung wird das Anstaltsvermögen, soweit die Erfüllung des Anstaltszwecks nicht von einem 
anderen geeigneten Rechtsträger übernommen wird, durch einen von der Eignerversammlung zu be-
stimmenden Sachverwalter liquidiert. Ein nach Tilgung aller Verbindlichkeiten verbleibender Gewinn 
oder Verlust wird unter den Partnergemeinden nach dem Verhältnis ihrer Beteiligung verteilt. 

 
Art. 28    Gesetzesänderungen 

1 Änderungen dieses Gesetzes unterliegen dem Referendum. 

2 Eine Änderung gilt als angenommen, wenn sie von allen Partnergemeinden angenommen wird. 

 
Art. 29 Aufhebung bisherigen Rechts 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes werden alle damit in Widerspruch stehenden Bestimmungen anderer 
Erlasse in den Partnergemeinden aufgehoben. 

 
Art. 30  Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit der Annahme durch die Gemeindeversammlungen bzw. Urnenabstimmung in 
den Partnergemeinden sowie mit der rechtskräftigen Genehmigung der Konzessionsübertragungen 
durch die Regierung des Kantons Graubünden (Artikel 4 Absatz 2) rückwirkend auf den 1. Januar 2027 
in Kraft. 
 
 
 

- Durch die Urnenabstimmung der Gemeinde Arosa vom  XX. November 2026 angenommen. 

- Von der Gemeindeversammlung Churwalden beschlossen am   XX. November 2026. 

- Durch die Urnenabstimmung der Stadt Chur vom XX. November 2026 angenommen. 

- Konzessionsübertragungen von der Regierung des Kantons Graubünden mit Beschluss vom 
XX.XX.XXXX (Prot. Nr. XXX) genehmigt. 


